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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 52. 


(Nr, 6430.) Geſetz, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militair- und Marine⸗ 
Verwaltung und die Dotirung des Staatsſchatzes. Vom 28. September 
1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


8 mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


H. 1. 
Der Kriegs⸗ und Marineminiſter wird zu den durch den Krieg gegen 
5 und in Deutſchland veranlaßten außerordentlichen Ausgaben 
ermaͤchtigt. 


$. 2. 


Der Finanzminiſter hat der Militair⸗ und der Marineverwaltung die 
noͤthigen Geldmittel zu dieſen Ausgaben (F. 1.) zu uͤberweiſen. 

Dieſelben ſind, ſoweit ſie nicht aus den verwendbaren Beſtaͤnden der 
General⸗Staatskaſſe und aus dem Staatsſchatze, ferner aus den Kriegskon⸗ 
tributionen und Kriegs⸗Entſchaͤdigungsgeldern entnommen, oder durch Verwerthung 
verfuͤgbarer Effekten der Staatskaſſe bereit geſtellt werden koͤnnen, bis zur Hoͤhe 
von ſechszig Millionen Thalern im Wege des Kredits zu beſchaffen. 

Aus den Kriegs⸗Entſchaͤdigungsgeldern iſt jedoch zunaͤchſt der Staatsſchatz 
mit 273 Millionen Thaler wieder zu dotiren. 
Die dem Staatsſchatze durch die Kabinetsorders vom 17. Januar 1820. 

(GGeſetz⸗Samml. S. 21.) und 17. Juni 1826. (Geſetz⸗Samml. S. 57.) über- 
eigneten Einnahmen fließen, ſobald die baaren Beſtaͤnde deſſelben durch fernere 
Einziehungen uͤber dreißig Millionen Thaler erhoͤht werden wuͤrden, den all⸗ 
gemeinen Staatsfonds als Einnahmen, welche in den Staatshaushalts-Etat als 
Deckungsmittel aufzunehmen ſind, zu. Soweit uͤber dieſelben nicht als Deckungs⸗ 
mittel im Staatshaushalts⸗Etat des betreffenden Jahres oder anderweitig unter 
Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages verfügt wird, find fie zur Tilgung 

Jahrgang 1866. (Nr. 6430, 85 von 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Oktober 1866. 
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von Staatsſchulden zu verwenden und an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe A 
abzufuͤhren. i 


$. 3. 


Zur Aufbringung der nach $. 2. durch den Kredit zu beſchaffenden 
Mittel koͤnnen: 


4) bis zur ganzen Höhe des Kredits verzinsliche Schatzanweiſungen, 
laͤngſtens auf Ein Jahr lautend, ausgegeben werden; jedoch kann die 
Aufbringung 


2) auch, nach Maaßgabe des vom Finanzminiſter feſtzuſtellenden Bedarfs, 
bis zum Betrage von dreißig Millionen Thaler durch Begebung einer 
verzinslichen Staatsanleihe, deren Betrag vom Jahre 1868. ab jaͤhr⸗ 
lich mit mindeſtens Einem Prozent zu tilgen iſt, erfolgen. 


Um den Betrag der auf Grund dieſer Ermaͤchtigung sub 2. ausgegebenen 
verzinslichen Anleihe vermindert ſich der Betrag der auszugebenden Schatz⸗ 
anweiſungen. 5 


H. 4. * 


Die Ausgabe der Schatzanweiſungen ($. 3. Nr. 1.) iſt durch die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden zu bewirken. 

Ob und in welchem Betrage neue Schatzanweiſungen an Stelle der ein 
gelöften ausgegeben werden duͤrfen, bleibt der Beſtimmung durch das Staats⸗ 
haushalts⸗Geſetz vorbehalten. 

Die Zinſen auf Schatzanweiſungen verjaͤhren binnen vier Jahren, die 
verſchriebenen Kapitalsbetraͤge binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder 
Schatzanweiſung auszudruͤckenden Faͤlligkeitstermins. 


H. 5. 


Die Verwaltung der Anleihe (§. 3. Nr. 2.) wird der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen. Wegen Verwendung der durch allmälige Ab⸗ 
tragung des Schuldkapitals erſparten Zinſen, wegen Verjaͤhrung der Zinſen und 
wegen des Verfahrens Behufs der Tilgung finden die Beſtimmungen der 
$$. 3. und 5. des Geſetzes vom 23. März 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) 
Anpendung. Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, den nach vorſtehenden 
Beſtimmungen zu berechnenden Tilgungsfonds, welcher niemals verringert werden 


darf, zu verſtaͤrken, oder auch die ſaͤmmtlichen Verſchreibungen der Anleihe auf a 


einmal zu kuͤndigen. | 50 


$. 6. 


Die zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe, ſowie zur Einloͤſung der 
Schatzanweiſungen erforderlichen Betraͤge, ſind aus den bereiteſten Staats⸗ 
Einkuͤnften an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe abzufuͤhren. 


H. 15 5 5 


$. 7. 


Dem Landtage ift bei der naͤchſten Zuſammenkunft deſſelben über die 


Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. Soweit die Ausfuͤhrung 
dann noch nicht erfolgt iſt, bleibt hinſichtlich der Fortdauer der im Vorſtehenden 
der Staatsregierung ertheilten Ermaͤchtigung ($$. 1. bis 3.) geſetzliche An⸗ 
ordnung vorbehalten. a 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. September 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Fr. 6431.) Bekanntmachung, betreffend die von beiden Haͤuſern des Landtages ertheilte 


Genehmigung zu der Verordnung vom 2. Juli 1866. wegen Einſtellung 


des Civilprozeß⸗Verfahrens gegen Militairperſonen. Vom 29. September 


1866. 


Nachdem die auf Grund des Artikels 63. der Verfaſſungs⸗ Urkunde vom 


31. Januar 1850. erlaſſene Verordnung vom 2. Juli 1866. (Geſetz⸗Samml. 


S. 375.), betreffend die Einſtellung des Civilprozeß⸗Verfahrens gegen Militair⸗ 
perſonen, von beiden Haͤuſern des Landtages genehmigt worden iſt, ſo wird dies 


hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 29. September 1866. 


Königliche Staatsminiſterium. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6430-6432.) \ 85* (Nr. 6432.) 


n 


— 618 


(Nr. 6432.) Verordnung wegen Abänderung und Ergaͤnzung des Revidirten Reglements 
für die Feuerſozietaͤt der Provinz Poſen vom 9. September 1863. Vom 
1. Oktober 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, nach Anhoͤrung der im Jahre 1865. verſammelt geweſenen Provinzial⸗ 
ſtaͤnde zur Ergänzung des für die Provinz Poſen beſtehenden Revidirten Feuer⸗ 
ſozietaͤts-Reglements vom 9. September 1863. (Geſetz-Samml. ©. 577. ff.), 
auf den Antrag Unſeres Miniſters des Innern, was folgt: 


Zu H. 5. 


Ziegel⸗ und Kalkoͤfen, wenn die Verſicherungsnehmer mit ihren uͤbrigen 
Gebaͤuden bei der Sozietaͤt verſichert ſind, ſowie Theatergebaͤude ſind fortan 
von der Verſicherung nicht unbedingt ausgeſchloſſen, ſie koͤnnen vielmehr nach 
Maaßgabe des F. 6. zur Verſicherung angenommen werden. 


Zu H. 25. 


Der F. 25. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ftatt 
deſſelben verordnet: 


; Die von den Theilnehmern zu leiftenden Beiträge werden in ordentliche 
und außerordentliche unterſchieden. Die ordentlichen Beiträge ($. 31.) werden 
der 15 nach in halbjaͤhrigen Raten am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
erhoben; es kann jedoch auch mit Genehmigung der Provinzialdirektion die 
Erhebung in vierteljaͤhrigen Raten erfolgen. Die außerordentlichen Beitraͤge 
ſind jedesmal durch die Amtsblaͤtter unter Angabe des Zahlungstermins be⸗ 
ſonders auszuſchreiben. Dieſelben duͤrfen nur dann und ſo weit erhoben 
werden, als in einem Jahre die ordentlichen Beitraͤge und die Zinſen des 
Reſervefonds ($. 26.) nicht ausreichen, um den wirklichen Bedarf zu decken. 


— 


Ruͤckſtaͤndige Beitraͤge werden im Wege der adminiſtrativen Exekution 


beigetrieben. 
Zu H. 20. 


Der H. 26. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ſtatt 


deſſelben verordnet: 


Um die Ausſchreibung und Einziehung außerordentlicher Beitraͤge ſo viel 
wie moͤglich zu vermeiden, ſoll ein Reſervefonds gebildet und zunaͤchſt auf den 
Betrag von 500,000 Thalern gebracht werden. 


Zur Dotation deſſelben werden 
1) die Ueberſchuͤſſe der Jahresbeitraͤge verwendet, welche ſich bei dem 
jedesmaligen Rechnungsabſchluſſe nach Abzug des Jahresbedarfs der 
Sozietaͤt ergeben; 
2) von 


e 
. 


a 


ee 


2) von den Verficherten mit den gewöhnlichen Beiträgen Zuſchuͤſſe erhoben, 
welche jaͤhrlich Einen Silbergroſchen von Einhundert Thalern der 
Verſicherungsſumme nicht uͤberſteigen duͤrfen. Die Normirung der 
Hoͤhe dieſes Zuſchuſſes in der angegebenen Grenze unter Beruͤckſichtigung 
der einzelnen Klaſſen erfolgt fuͤr jedes Jahr durch die Direktion; 

3) fließen in den Reſervefonds die nicht abgehobenen und zu Gunſten der 
Sozietät verjaͤhrten Brandentſchaͤdigungen ($. 56.) und Praͤmien (F. 90.), 
ſowie die verjaͤhrten Gebühren und Reiſekoſten ($$. 74., 78. und 79.); 

4) werden demſelben auch die mit ſeinen Beſtaͤnden gewonnenen Zinſen 
zugeſchlagen, ſofern dieſelben nicht zur Deckung eines außerordentlichen 
Bedarfs ($. 25.) gebraucht werden. 


Von dem Reſervefonds darf in Einem Jahre nie uͤber die Haͤlfte ſeines 
Betrages ausgegeben werden; wie weit er in dieſer Grenze zur Deckung von 
Nachſchuͤſſen verwendet werden ſoll, bleibt dem Ermeſſen der Direktion und der 
ſtaͤndiſchen Kommiſſion ($. 68.) vorbehalten. 

Wenn der vorbeſtimmte Kapitalsbetrag von 500,000 Rthlrn. erreicht 
iſt, ſo ſind die Zinſen, ſowie die vorſtehend unter 1. und 3. dieſem Fonds 
zugewieſenen Einnahmen, zur Ermaͤßigung der Beitraͤge zu verwenden. 

Hat ſich der Beſtand des Reſervefonds unter 500,000 Rthlr. verringert, 
ſo iſt der Direktion geſtattet, zur Ergaͤnzung deſſelben bis auf ſeine Normalhoͤhe 
wiederum beſondere Zuſchuͤſſe von den Verſicherten (Nr. 2.) zu erheben. 

Der Reſervefonds iſt Eigenthum der Sozietaͤt; die ausſcheidenden In⸗ 
tereſſenten haben keinen Anſpruch auf denſelben. 

Seine Beſtaͤnde müffen zur Hälfte in inlaͤndiſchen Staats⸗ oder vom 
Staate garantirten Papieren, oder in inlaͤndiſchen Pfandbriefen, welche mindeſtens 
vier Prozent Zinſen tragen, angelegt werden. Die andere Haͤlfte des Beſtandes 
darf von der Provinzialdirektion nach Beſtimmung des Oberpraͤſidenten gegen 
hypothekariſche Eintragung auf Grundſtücke, welche in der Provinz Poſen 
belegen ſind, mit pupillariſcher Sicherheit und ebenfalls mindeſtens zu vier 
Prozent Zinſen ausgeliehen werden. Inſoweit von dieſer Befugniß kein Gebrauch 
gemacht wird, darf die Belegung des Ueberreſtes des Reſervefonds ebenfalls 
nur in den vorbezeichneten oͤffentlichen Papieren erfolgen. 

Beim Eintreten außergewoͤhnlicher Bedarfsfaͤlle iſt die Provinzialdirektion 
ermächtigt, mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten ein Darlehn bis auf eine 
Friſt von drei Jahren aufzunehmen und dafuͤr die Beſtaͤnde des Reſervefonds 
zu verpfaͤnden. 

Zu H. 27. 


Die Gebaͤude der zweiten Klaſſe werden zur erſten Klaſſe gerechnet, 
wenn ſie mit vorſchriftsmaͤßigen, von Grund auf bis an das Dach hinauf⸗ 
reichenden, mindeſtens Einen Fuß ſtarken maſſiven Brandgiebeln ohne Oeffnungen 
verſehen ſind. 

br Zu H. 29. 


Der F. 29. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ſtatt 
deſſelben verordnet: 
(Nr, 6432 N §. 29, 


$. 29. 


Auch iſt die Direktion ermächtigt, den Beitragsſatz für einzelne Gebäude, 
deren Feuergefaͤhrlichkeit durch ihre Beſtimmung, ihre Lage, das in ihnen oder 
in der Nachbarſchaft betriebene Gewerbe, die Aufbewahrung groͤßerer Quanti⸗ 
täten leicht brennbarer Stoffe u. ſ. w. erheblich gefteigert wird, um einen durch 
vier theilbaren Betrag pro Einhundert Thaler Verſicherungsſumme zu erhoͤhen, 


ſowie andererſeits für einzelne Gebäude, die ſich durch beſondere Soliditaͤt und 


Feuerſicherheit auszeichnen, den Beitragsſatz in der angegebenen Art zu er⸗ 
maͤßigen. Dieſer Beitragsſatz darf weder den der naͤchſt hoͤheren Klaſſe uͤber⸗ 
ſchreiten, noch unter den der naͤchſt niedrigeren, und bei der erſten Klaſſe nicht 
unter zwei Drittheile des tarifmaͤßigen Satzes hinabgehen. 


Zu H. 31. 

Der H. 31. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ſtatt deſſelben 
verordnet: 

Von je Einhundert Thalern Verſicherungsſumme ſind an ordentlichen 
Beitraͤgen zu zahlen: 
vierteljaͤhrlich: jaͤhrlich: 
. Klaffe — Sgr. 9 Pf. 3 Sgr. 
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f Der vorſtehende Tarif iſt bei eintretendem Bedürfniß von der Provinzial⸗ 
direktion mit Zuziehung der ftändifchen Kommiſſion (F. 68.) einer Reviſion zu 
unterwerfen und mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten anderweit feſtzuſtellen. 
5 Der Tarif muß durch die Amtsblaͤtter der Provinz bekannt gemacht 
werden. 
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Zu F. 68. 2 5 


Der Provinziallandtag ernennt aus Mitgliedern der Sozietaͤt eine ſtaͤn⸗ 


diſche Kommiſſion von fuͤnf Perſonen und ebenſoviel Stellvertretern, unter deren 
Zuziehung die Direktion zweifelhafte und in die Kompetenz der Kommiſſion 
fallende Fragen entſcheidet. Dahin gehoͤren namentlich: 


a) die Deckungen von Nachſchuͤſſen aus dem Reſervefonds (. 26. Alineg 3.) 


b) die anderweite Beſtimmung der ordentlichen Beitragsſaͤtze (H. 31.) 


Außerdem iſt die Provinzialdirektion befugt, andere erhebliche ee 0 
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ch der ſtaͤndiſchen Kommiſſion zur Berathung vorzulegen und danach zu 
entſcheiden. . 

Die Provinzialdirektion hat die Kommiſſion mindeſtens in jedem Jahre 
einmal und ſonſt in dringenden Faͤllen mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten 
zuſammenzuberufen. 

Bei den Berathungen der Provinzialdirektion mit der ſtaͤndiſchen Kom⸗ 
miſſion führt erſtere den Vorſitz, entſcheidet mit den anweſenden Kommiſſions⸗ 
Mitgliedern nach der Majoritaͤt und giebt bei Gleichheit der Stimmen den 
Ausſchlag. Auch ſteht der Provinzialdirektion, falls fie mit der Majoritaͤt nicht 
einverſtanden iſt, die Berufung auf die Entſcheidung des Oberpraͤſidenten zu. 

Die Kommiſſionsmitglieder erhalten die fuͤr die Mitglieder der ſtaͤndiſchen 
Kommiſſionen in der Provinz Poſen feſtgeſtellten Reiſekoſten und Diaͤten aus 
der Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe. 


Zu H. 73. 


Der H. 73. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ſtatt deſſelben 
verordnet: 

Fuͤr die Bearbeitung der nach dem Revidirten Reglement vom 9. Septem⸗ 
ber 1863. und reſp. der gegenwaͤrtigen Verordnung ihnen obliegenden Geſchaͤfte 
beziehen aus der Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe: 


1) die Landraͤthe, als Kreis⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktoren, eine jährliche Re⸗ 
muneration von Einhundert Thalern; 


2) die beiden ſtaͤdtiſchen Feuerſozietaͤts⸗Direktoren in Poſen und Bromberg 
eine Remuneration von Einem Prozent der Einnahme an ordentlichen 
Beitraͤgen in der betreffenden Stadt, welche Remuneration jedoch die 
Summe von Einhundert Thalern fuͤr jeden jaͤhrlich nicht uͤberſteigen darf. 

Sind dieſe Direktoren sub 2. zugleich Ortsbuͤrgermeiſter, ſo 
wird ihnen eine beſondere Amtskoſten-Verguͤtung, mit Ruͤckſicht auf 
die ihnen in der letzteren Eigenſchaft nach H. 78. des Revidirten Regle⸗ 
ments außerdem zuſtehende Remuneration, nicht gewaͤhrt; 


3) die Kreis⸗Steuereinnehmer, als Kreis-Feuerſozietaͤts⸗-Rendanten: 


a) eine Tantieme von zwei Prozent der Einnahme an ordentlichen 
Beitraͤgen in den betreffenden Kreiſen, 

b) eine Tantieme von Einem Prozent der Einnahme von etwa beſonders 
auszuſchreibenden außerordentlichen Beitraͤgen in den betreffenden 
Kreiſen. f 

In dieſen Tantiemen iſt zugleich die Amtskoſten⸗Verguͤtung 
mit enthalten; 


4) die beiden ſtaͤdtiſchen Rendanten zu Poſen und Bromberg eine Tantieme 
von Einem Prozent der Einnahme an ordentlichen und außerordentlichen 
Beitraͤgen in der betreffenden Stadt. 

Sind dieſe Rendanten zugleich Ortserheber, ſo wird ihnen eine 
beſondere Amtskoſten⸗Verguͤtung, mit Ruͤckſicht auf die ihnen in der 
(Nr, 6432.) letz⸗ 
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1 Eigenſchaft nach H. 78. des Revidirten Reglements en en 


zuſtehende Remuneration, nicht gewährt. 


Zu H. 78. 


Der $. 78. des Revidirten Reglements wird aufgehoben und ſtatt deſſelben 
verordnet: 


Die Bürgermeifter und Polizei⸗Diſtriktskommiſſarien beziehen als Remu⸗ 
neration fuͤr die ihnen nach dem Revidirten Reglement vom 9. September 1863. 
und reſp. der gegenwaͤrtigen Verordnung obliegenden Geſchaͤfte zwei Prozent 
und die Ortserheber Ein Prozent von den auf ihren Bezirk fallenden ordent⸗ 
lichen Beitraͤgen. 

Die Buͤrgermeiſter und Polizei⸗Diſtriktskommiſſarien erhalten außerdem 
im Falle einer Reiſe, welche auf Eiſenbahnen oder auf Dampfſchiffen gemacht 
Meet. 7 Sgr. 6 Pf., bei Reifen auf Landwegen 15 Sgr. für die Meile 

eiſekoſten. 


Schlußbeſtimmung. 
Der Zeitpunkt, mit welchem die gegenwartige Verordnung in Kraft tritt, 


wird von dem Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt und iſt mindeſtens ſechs Wochen vorher 
durch die Amtsblaͤtter der Provinz bekannt zu machen. 


Schloß Babelsberg, den 1. Oktober 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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